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Die Volksabſtimmung in Schleswig
Franzöſiſche Marine-Reorganiſation.

Verſfailles, 16. Juni.
Nach dem abgeänderten Entwurf ſoll die Volksab

aker,
hrung

um Ninderheiten würden keinesfalls auf Elſaß-
t. Lothringen ausgedehnt, das als rein franzöſiſches,
deleien Deutſchland wieder abgenommenes Land gilt.
r Jm „Populaire“ dementiert Longuet nochmals die vonliner der Gazette de Lauſanne“ wiederholte Meldung über ſeine an

teidl geblichen Schritte in Freiburg in der Schweiz. Er wiſſe
len. nicht das Geringſte von dem lächerlichen Komplott, das er an
Piwale, geblich in der franzöſiſchen Schweiz vorbereitet haben ſolle.

Der „Temps“ meldet: Admiral Ronarch erſtattete dem
Marineminiſter über ſeine Reiſe nach Toulon Bericht. Die

Agitation unter den Matroſen ſei völlig eingeſtellt.
Die Gemüter ſeien beſchwichtigt.
bald wiederhergeſtellt ſein.
Konarch faſſe nach langen Beſprechungen mit den Kom-
mandanten der dort liegenden Schiffe und mit den Matroſen, die
Veſchwerden vorbrachten, eine Reorganiſierung
Geſchwaders auf der Grundlage der neuen Bedürfniſſe
jas Auge.

Ballet

frangöſiſcher Geſandter in Braſilien,
Geſandten in Kopenhagen ernannt worren.

Der Putſch in Erfurt
Von unſerem hf-Sonderberichterſtatter.)

Erfurt, 16. Juni.

hen.
III

Aus Erfurt wird gemeldet:
gbunl,

Unterbeamte desr 33 zirks Erfurt, die zum Teil mit Extrazügen angekommen
waren, unter freiem Himmel, um über die Abſetzung des17 h. Eiſenbahndirektions- Präſidenten und mehrerer mißliebiger Be

2 Vorm. amten zu beſchließen. Die Demonſtranten zogen dann vor das
ageu. Präſidentengebäude, überrumpelten 25 Mann der Wache der

Die Antwortnote
Verſailles, 16. Juni.

Die Antwortnote der Entente iſt dem Grofen Brock
dorff-Rantzau 357 Uhr abends übergeben worden.

ſtimmung in Schleswig, wie der „Temps“ meldet, nur F
in zwei von den drei ins Auge gefaßten Zonen ſtattfinden. Die
Maßnahmen für den internationalen Schutz der deutſchen

BVerſailles, 16. Juni.
Dem Vernehmen nach wird Graf Brockdorff-Rantzau

nach dem Empfange der Schriftſtücke noch nachts mit der eigent
lichen Delegation nach Weimar abreiſen, wo er morgen nach
mittag ankommen dürfte. Die übrigen Friedensdelegierten wer-
den nach Berlin reiſen. Einige Kommiſſare bleiben in Ver
ſailles. Auf der Reiſe beginnt die Ueberſetzung der über
reichten Schriftſtücke.

Verſailles, 16. Juni.
Die Blätter veröffentlichen heute nochmals eine kurze Jn

J haltsangabe der Antwort der Alliierten, ſowie einen Auszug aus

ſchläge und den endgültigen,
Die völlige Ruhe werde ſehr

„Excelſior“ meldet aus Toulon,

den deutſchen Gegenvorſchlägen.

„Le Journal“ ſtellt dem urſprünglichen Ver
tragsentwurf der Alliierten die deutſchen Gegenvor-

heute
V ertragsentwurf gegenüber. Aus der Gegenüberſtellung
ergibt ſich laut „Journal“, daß die Volks abſtimmung in
Schleswig, entſprechend dem Wunſche der Dänen, aufge
geben wurde, dagegen werden die Beſchlüſſe für Oſt preu
en (Volksabſtimmung im Bezirk Allenſtein), für Weſt

vollſtändig beibe halten. Die
betreffend ElſaßLothringen

werben abgelehnt. Das

Zone)

unverändert. Das Projekt der Alliierten, demzufolge
Deutſchland auf alle Rechte und Jntereſſen außer-

im voraus alle künftigen Maßnahmen der Alliierten
annehmen, ſeine Handels marine und Teile ſeiner
Fiſchereiſchiffe und Flußſchiffe aus liefern ſoll,
und demzufolge Oder und Elbe internationgliſiert,
J die Telegraphenkabel konfisziert werden ſollen, iſtAm geſtrigen Sonntag ver

ſammelten ſich mehrere Tauſend Eiſenbahnarbeiter und
Eiſenbahn-Direktionsbe-

Regierungstruppen und riefen den Abrechnungsreviſor Schütze
urSbs,

nonadel.

ren haben ſoll. Regierungstruppen, die bereits im Anmarſch waren,
haben den Befehl erhalten, noch nicht einzugreifen, da Ver-

n handlungen mit den Eiſenbahnern im Gange
ngen Kiſenbahnverkehr iſt bis zur Stunde aufrechter-
oststr.!. halten worden. Wie weit eine Agitation der Unabhängigen

zum Eiſenbahnpräſidenten aus.

Stunde nicht ſagen.
e

Sofortige Einſtellung derhaller ransporte!
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

Eine Mahnung an die Regierung.

Kattowitz, 16. Juni.
Der Reichs und Staatskommiſſar für Oberſchleſien

und Weſtpreußen, Otto Horſing, richtet an den
Niniſterpräſidenten Scheidemann in Weimar folgende
Drahtung:

„Wie einwandfrei feſtſteht, ſtehen an der oberſchleſiſchen
Grenzo Hallertruppen. Oberſchleſiſche Beſtochene und
gekaufte Polen ſprengen dauernd Eiſenbahnbrücken und be
ſchädigen die Bahnkörper, wodurch die Abfuhr der Kohlen
und die Zufuhr von Lebensmittel n gefährdet iſt. Pol-
niſche und ſpartakiſtiſche Agitatoren organiſieren
Unruhen und Ausſtände in Oberſchleſien. Die mit
ausländiſchem Gelde ausgeführten Verbrechen finden ihren
Rückhalt unter dauerndem Heranſchaffen von Hallertruppen,
die, wie ich es dieſer Tage ſelbſt geſehen habe, durch Deutſch

land nach Polen rollen, und ſo die feindliche Heeresmacht im
Oſten verſtärken. Wenn auch eine direkte Gefahr
von außen wie von innen durch die Tüchtigkeit

der Bevölkerung nicht zu befürchten iſt, ſo iſt es nicht
ausgeſchloſſen, daß Putſchverſuche unternommen werden,
in dem Glauben, von jenſeits der Grenze Hilfe zu be
kommen. Dieſe Putſchverſuche werde ich mit allen Mitteln
zu verhindern ſuchen. Die Hoffnung auf die Armee
Haller, die kleinen Teilen der oberſchleſiſchen und polniſchen
Bevölkerung täglich eingeimpft wird, um ſie zu Putſchen auf
zureizen, muß ſo ſchnell als möglich verſchwinden. Dies iſt

unſerer
Truppen und Führer, ſowie des Großteiles der Beamten und

Der neue Präſident hielt vom
Balkon des Gebäudes aus eine Anſprache, die mit Hochrufen
auf die Räterepublik unb das Räteſyſtem geendet

J Monate Zeit

beibe halten. Jedoch unter dem Vorbehalt,
laſſung Deutſchlands zum Völkerbund
dieſer Abmachung bedingen würde. Die
über die Wiedergutmachungen und die finanziellen
Fragen iſt beibe halten. Jedoch wird Deutſchland vier

haben, um feſte finanzielle Vorſchläge zu
machen, über die diskutiert werden wird.

Die Bedingungen über Strafmaßnahmen bleiben
unverändert.

Jn einer Zuſammenfaſſung erklkärt dann noch „Jour-
nal“: Abgeſehen von den Zugeſtändniſſen in Oberſchle-
ſien iſt das territoriale Statut beibe halten worden. Die

daß vie Zu
eige Reviſion

J wirtſchaftlichen und finanziellen Klauſeln ſtehen vor ſehr bald

ſind. Der

eder Kommuniſten hinter der Aktion ſteht, läßt ſich bis zur

erfolgenden gänz lichen Veränderungen (remaniement
total)y. Die Eventuglität der Zulaſſung Deutſchlands zum
Völkerbund bedroht den Vertrag mit völliger Umwäl-
z ung (bouleverſement complet).

(Siehe auch 2. Seite.)

nur möglich, wenn die Transporte der Armee Haller ſo
fort eingeſtellt werden. Jch weiß, daß Sie und die
Reichsregierung gezwungenerweiſe den Truppentransporten
zugeſtimmt haben. Da aber die Polen täglich die Ruhe
ſtören und die Demarkationslinie nicht achten,
ſo dürfte die Regierung im Uebereinkommen
Verpflichtungen gleichfalls enthoben ſein. Jm Jntereſſe
unſeres Oſtens, und zwar des Friedens nach außen und der
Ruhe und Ordnung nach innen, bitte ich wohl unter Zu
ftimmung von 90 Prozent der Bevölkerung des mir unter
ſtellten Gebietes, die Truppentransporte Haller ſofort ein
zuſtellen und mir Nachricht zukommen zu laſſen.

Der Reichs und Staatskommiſſar für Oberſchleſien und
Weſtpreußen.

(gez.): Horſing.
Der Reichs und Staatskommiſſar hat einen Aufruf an die

oberſchleſiſche Bevölkerung erlaſſen, in welcher er eine Be

zu überreichenden

J preußen (teilweiſe Abtretung), für Danzig und Memeldes 5 (internationaliſierte
J deutſchen Gegenvorſchläge
J und die belgiſchen Bezirke

Nach dem „Echo de Paris“ iſt Paul Claudel, bisher urſprüngliche Projekt über die deutſchen Kolonien bleibt
zum franzöſiſchen

J halb Deutſchlands verzichtet, und ſonach aller öffentliche
J und private Beſitz völlig liquidiert werden ſoll, Deutſchland

urſprüngliche Faſſung

ihren

wir

Englands.

ſtecken muß.

Die Ententeantwort überreicht
namhaft gemacht werden, ſo daß dann die gerichtliche Beſtrafung
erfolgen kann.

Zu dem vorſtehenden Telegramm des Staatskommiſſars an
die Reichsregierung bemerkt die hieſige zuſtändige Stelle, daß
die Transporte der Armee Haller am 22. d. M. ihr Ende
erreichen werden.
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Der Bund mit dem Leichnam
Wird Deutſchland den ihm aufgezwungenen Friedens-

vertrag annehmen oder nicht? Unaufhörlich ſchwankt die
Wage hin und her. Wir haben keine Waffe mehr zur Hand,
ſeitdem wir ſie fünf Minuten zu früh an die Wand ſtellten;

müſſen uns jeder noch ſo dreiſten Zumutung der
Fremden fügen. Machen ſie ihre Drohung wahr und
rücken ihre Diviſionen in Deutſchland ein, ſo unterſcheiden
wir uns in nichts mehr von den übrigen Sklavenvölkern

Nur die Hoffnung bleibt uns, daß der Er-
oberer dabei ein ſchlechtes Geſchäft machen und aus Deutſch
land nicht entfernt ſoviel herausziehen wird, wie er hinein-

Eine Million Soldaten zu ernähren, koſtet
viel Geld, und die Notwendigkeit, ſie unter der Fahne zu
halten, bedeutet eine nicht geringe Gefahr für die franzöſi-
ſchen und engliſchen Staatsmänner. Hat man doch auch in
den feindlichen Ländern die Kriegsführung von Herzen
ſatt. Die Londoner und Pariſer Preſſe würde keineswegs
ſoviel Gewicht auf die deutſche Unterſchrift legen und weit
weniger aufgeregt drohen, wenn ſie dieſe Unterſchrift nicht

im eigenen Intereſſe für drin erwünſcht hielte. ai ſt vaſſ ber Widerſtand Denhhlands nicht noch

dem Sinne aufrechter Vakerlandsfreunde. Lieber noch ein
mal das Gewehr zur Hand nehmen, dem Eindringling
J letzten entſchloſſenen Widerſtand leiſten dieſer Entſchluß
entſpräche eher deutſchem Empfinden. Aber die „glorreiche“
Revolution und die ſchmachvollen Waffenſtillſtandsbedin-
gungen, die Herr Ebert und Scheidemann gar nicht raſch
genug annehmen konnten „wir brauchen Frieden um
jeden Preis“, ſagte Herr Ebert am 4. November vorigen
Jahres die unverzeihlichen Sünden der Vergangenheit
machen jede Volkserhebung unmöglich.“ So haben denn
einzelne Politiker ihre Hoffnungen auf das bolſchewiſtiſche
Rußland geſetzt. Es ſollte ſie der Umſtand warnen, daß ſie
hierbei mit den unabhängigen Sozialdemokraten Hand in
Hand gehen, die die Revolution mit ruſſiſchem Golde ge-
macht haben und dauernd weiter den Rubel in Deutſchland
rollen laſſen. Radek-Sobelſons Verſprechen, gegebenen-
falls ungeheure ruſſiſche Heeresmaſſen an den Rhein zu
ſchicken und dort gegen den Vielverband kämpfen zu laſſen,
bedeutet ſür unſer armes Land den grauſigſten und
blutigſten Untergang. Die moskowitiſchen Banden würden
dann genau ſo im Herzen Deutſchlands hauſen, wie ſie 1914
in Oſtpreußen wüteten. Jmmerhin könnte ein leidenſchaft-
licher Patriot auch das noch in Kauf nehmen, vorausgeſetzt,
daß Rußland wirklich imſtande wäre, den Kampf gegen die
weſtlichen Bedränger ſiegreich zu führen. Jndeſſen iſt es
dazu völlig außerſtande.

Wir wollen nicht von den himmelſchreienden wirtſchaft
lichen, ſozialen und ſittlichen Zuſtänden ſprechen, in denen
das heutige Rußland dahin lebt. Nicht von der unerhörten
Hungersnot, die das Volk zu Hunderttauſenden hinrafft,
nicht von dem Blutregiment, das Lenin aufgerichtet hat,
nicht von der unbeſchreiblichen Verkommenheit, die alle
Stände anfrißt und alle Sittlichkeit vernichtet. Nein,

auch rein militäriſch, ſteht die Sowjetregierung auf

lohnung von 100 000 Mark für diejenigen ausſetzt, die dazu
beitragen, daß

1. die Verbrecher, die Eiſenbahnkörper und Brücken geſprengt
und die Sprengungen vorbereitet haben,

2. die zu Putſchen mit oder ohne Waffe auffordern,
8. die auf die gewaltſame Lostrennung ſchleſiſcher Gebiets-

teile hinarbeiten und agitieren,
4. die dem Feind Nachrichten zukommen laſſen, d. h. Spionage

treiben,
b. die ihm angeben bei welchen Perſonen Waffen, Gewehre,

Maſchinengewehre, Handgranaten, Sprengſtoffe aller Art,
Revolverpiftolen, Munition aller Art uſw. verborgen ge
halten werden,

ſehr ſchwachen Füßen. Nur mit Mühe hält ſie ſich im
Oſten gegen die andrängenden Scharen Kolſchaks und von
dem Norden her droht ihr gleichfalls Todesgefahr. Zwar
treten in die Reihen der roten Gardiſten immer neue
Rekruten ein, weil es nur dort ausreichend zu eſſen gibt
und weil die Löhnung hoch iſt. Aber das Heer beſteht
ſchon heute, ſoweit es zuverläſſig iſt, zum allergrößten
Teile nur noch aus lettiſchen und chineſiſchen Truppen.
Der echte Ruſſe haßt das bolſchewiſtiſche Regiment und hält
ſich, trotz der rückſichtslos arbeitenden Revolutionsgerichte
und trotz des Gewiſſenszwanges, ſo fern wie möglich von
ihm. Lenin kennt die Stimmung des ruſſiſchen Volkes ſehr
genau. Auf den Beſitz einer Waffe iſt Todesſtrafe geſetzt,
und wer Anzeige erſtattet, erhält 600 Rubel Belohnung.
Wenn nun auch Lenin von ſeinen Feinden in Rußland
ſelbſt augenblicklich und unmittelbar nichts zu befürchten
hat, ſo darf er es doch unter keinen Umſtänden riskieren,
größere ihm ergebene Truppenmaſſen außer Landes zu
bringen. Denn in dieſem Augenblicke würde ſowohl von
Sibirien wie von Finnland her der Groß- Angriff er-
folgen. während ſich die Kämpfe bisher im weſentlichen
auf Eiſenbahnſcharmützel beſchränkten.

„Nun und nimmer wird in abſehbarer Zeit ein ſtarkes
ruſſiſches Heer gegen den Vielverband aufmarſchieren
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rornen. Schon aus dieſem Grunde wäre alſo ein Bünd
nis mit Sowijet Rußland zwecklos und im Kern verfehlt.
Noch gefährlicher aber ſtellt ſich das Zuſammenarbeiten mit
ihm von dem Geſichtspunkte aus dar, daß der Haß des
echten Ruſſen gegen die Bolſchewiſtenführer jeden Tag an
fanatiſcher Eindringlichkeit zunimmt. Deutſchland wird
zweifellos in Zukunft mit dem ruſſiſchen Nachbar gute
Freundſchaft halten wollen und müſſen. Um ſo weniger
darf es ſich mit der jetzigen Regierung einlaſſen. Unter
ſtützt Deutſchland dieſe Menſchen, die Lenin ſelbſt als Ver
rückte und Verbrecher bezeichnet, dann bringt es ſich auf
ewig um die noch vorhandenen Sympathien der wirklichen
Ruſſen. Jn Lenins engerem Gefolge befinden ſich, wie der
letzte Kommuniſtenkongreß bewieſen hat, nur noch ſehr
wenige Ruſſen; die meiſten ſeiner Anhänger ſind Juden
und Letten. Gegen die Juden zumal ſchwillt die zähne-
knirſchende Wut des ausgeſogenen und zertretenen Volkes
furchtbar an. Alle Kenner des Landes prophezeien einen
geradezu ſchaurigen Ausbruch des Zornes an dem Tage,
wo die gegenwärtige Regierung fällt. Man iſt auf eine
völlige Ausrottung der Bolſchewiſten und der ihnen ver
bündeten Juden in Stadt und Land gefaßt.

Wohl mag es ſein, daß ſich infolge der beſonderen
Weltumſtände Lenin noch eine Weile am Ruder hält. Aber
immer deutlicher zeigt das Geſicht des Bolſchewismus die
Züge des Sterbenden. Wir haben keinen Anlaß, uns mit
einem Leichnam zu verbinden. Deutſchland muß ſeinen
Weg zunächſt aus eigener Kraft gehen und ſich auf ſich
ſelbſt verlaſſen. Kommt Zeit, kommt Rat. Je feſter wir
heute dem Bolſchewismus widerſtehen, deſto ſicherer wird
die Freundſchaft des neuen Rußland ſein, das ja, ſeinen
engliſchen Todfeinden gegenüber ſo oder ſo auf uns ange
wieſen ſein wird.

2 e 2
Noch einmal im viererrat

Verſailles, 16. Juni.
„Matin“ berichtet, daß Clemenceagau in dem heute ſtatt

findenden Miniſterrat im Elyſee den Jnhalt der Ant-
wort der Alliierten an Deutſchland bekanntgeben wird. Sodann
wird eine letzte Zuſammenkunft des Viererrats ſtattfinden.

Der „Matin erklärt, Graf Brockdorff-Rantzau hat
das größte Jntereſſe daran, von Verſailles nach Weimar ab
zureiſen, ſobald er das Dokument in Händen hat. Da die fünf-
tägige Friſt von dem Augenblick der Ueberreichung läuft, werden
die Mitglieder der deutſchen Delegation ſich alle über ein einziges
Exemplar beugen müſſen, oder 24 wertvolle Stunden verlieren,
um auf die 200 gedruckten Exemplare zu warten. Jedermann
muß zugeben, daß das eine ſeltſame Art iſt, einen ſo
feierlichen Akt vorzunehmen. „Echv de Paris“ und
„Journal“ wollen ſogar wiſſen, daß nur ein einziges revi
diertes, handſchriftlich korrigiertes Exemplar des neuen Ver-
trages der deutſchen Delegation überreicht wird. Die deutſche
Delegation werde 200 urſprüngliche Vertragsentwürfe erhalten
und gebeten werden, in dieſen Entwürfen ſelbſt die Korrek-
turen vorzunehmen.

Faſt alle anderen Blätter, ſoweit ſie ſich überhaupt mit dem
Jnhalt der Antwort beſchäftigen, beſtätigen ebenfalls, daß nur
formelle, nicht grundſätzliche Abänderungen zu

ſeien. Beſonders bezeichnend iſt, daß die „Action
Francagiſe“ Lord Robert Cecil angreift, der nach einer
Noviziatsperiode von tunlichſt kürzeſter Dauer
Deutſchland habe in den Völkerbund aunufnehmen vollen.
Das alles läßt wahrſcheinlich erſcheinen, daß das deutſche Volk
ſich große Hoffnungen nicht machen kann; und daß die ihm bevor
a nde Prüfung wohl die ſchwierigſte des ganzen Krieges ſein

ird.

Stand der Reichsverfaſſung
Die Beratungen im Verfaſſungsausſchuß ſtehen vor einem

vorläufigen Abſchluß. Und es iſt daher anzunehmen, daß im
Kürze die Nationalverſammlung zu der Verfaſſung endgültig
Stellung nehmen wird. Die einzelnen Fraktionen haben ſich
bereits mit den Beſchlüſſen des Verfaſſungsausſchuſſes beſchäf-
tigt, der zum Teil recht erhebliche Aenderungen an dem urſprüng-
lichen Entwurf vorgenommen hat.

Der Grundgedanke der Verfaſſung liegt in dem einleitenden
Satz des Artikels 1: Das Deutſche Reich iſt eine
Republik. Verſtärkt wird dieſer Grundgedanke durch vie
Reichskompetenzen. Der Verfaſſungsausſchuß hat bei der Reichs-
geſetzgebung dahin unterſchieden, daß das Reich die Geſetzgebung
zum Teil ausüben ſoll, zum anderen Teil ausüben kann.

Eine weitere Veränderung iſt in der in Artikel 9b geſchaffe
nen Möglichkeit der Vereinheitlichung der Kirchen und
Schulgeſetzgebung zu erblicken. Es beſteht keine geiſtliche
Aufſicht über die Schule und keine Staatskirche mehr und für
Religionsgemeinſchaften keine Beſchränkung. Von Zentrums
ſeite liegen weitere Anträge vor, die Berückſichtigung kon
feſſioneller Verhältniſſe und die Anerkennung neuer Privat-
ſchulen bezwecken. Nach den Ausſchußbeſchlüſſen ſoll der
Religionsunterricht ordentlicher Lehrgegenſtand in der Schule
bleiben. Allerdings darf kein Lehrer zur Erteilung dieſes Unter
richts und kein Schüler hieran gezwungen werden.

Das Beamtenrecht iſt in der Verfaſſung feſtgelegt. Ab
ſolute Offenlegung der Perſonalaklen, Beſchwerdeinſtanz gegen
Diſziplinarverfahren, Einſpruchsrecht uſw. ſind vorgeſehen.

Der Artikel 15 des Verfaſſungsentwurfs, demzufolge die
Gliederung des Reichs in Länder im Sinne der wirt-
ſchaftlichen und kulturellen Höchſtleiſtung unter möglichſter Be-
rückſichtigung des Willens der beteiligten Bevölkerungen erfolgen
ſoll, iſt dahin aufzufaſſen, daß die Neubildung von Ländern
oder die Aenderung ihres Gebiets durch Vereinigung oder Ab-
trennung von Gebieten durch Reichsgeſetz erfolgen kann, wenn
ſie durch den Willen der Bevölkerung gefordert wird oder ein
überwiegendes Allgemeinintereſſe ſie erheiſcht. Nicht ſcharf ge
nug kann es jedoch zurückgewieſen werden, in dieſen Be
ſtimmungen etwa eine Förderung der Lostrennungsbeſtrebungen
vom Reiche erblicken zu wollen. Vielmehr ſoll die in der Ver-
faſſung gegebene Möglichkeit der Neubildung von Ländern nur
zu einer Neubildung innerhalb des Reiches führen dürfen und
in deſſem Jntereſſe gelegen ſein.

Auf dem Wege zur Reichseinheit im Verkehrs
weſen iſt ein weſentlicher Schritt nach vorwärts getan. In
langen Verhandlungen ſind die größten Widerſtände beſeitigt
worden. Die Poſt und Telegraphenverwaltungen Bayern s
und Württemberg s, ebenſo die geſamten Staatseiſenbahnen
und die Waſſerſtraßen, gehen im Wege der Verſtändigung bis
zum 1. April 1921 auf das Reich über.

Wegen der Reichsaufſicht iſt es mit dem Staaten
ausſchuß zu einer Verſtändigung gekommen. Die dem Reichs
präſidenten eingeräumten Befugniſſe zeigen Veränderungen
in demokratiſchem Sinne. Volksab ſtimmungen ſind
vorzunehmen, wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten es ver-
langt; desgleichen iſt das Antragsrecht für Geſetze vorgeſehen.
Das Wahlrecht in den deutſchen Ländern ſteht allen reichs-
deutſchen Männern und Frauen zu. Mit der Verankerung des
Räteſyſtems in der Verfaſſung iſt gewiſſen Anforderungen
Rechnung getragen worden.

Franzöſiſches Schreckensregiment
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Straßburg, 16. Juni.
Wie wir zuverläſſig erfahren, hat die franzöſiſche

Verwaltung mit der zwangsweiſen Ver ſchleppung
altangeſehener Elſäſſer nach dem Jnnern Frankreichs begonnen.

Von Mülhauſen, Koblenz, Straßburg, Metz
und verſchiedenen Landorten ſind bisher ſchon über 1000, zum
Teil im öffentlichen Leben ſtehende angeſehene Männer nach dem
Jnnern Frankreichs abgeſchoben worden. Sie erhielten einen
längeren Befehl, binnen 5 Tagen das Land zu verlaſſen. Sie
dürfen ſich den zukünftigen Aufenthaltsort in einer von der
frangöſiſchen Behörde beſtimmten Gegend ſelbſt wählen. Das iſt
aber auch das eingige Entgegenkommen.

Karlsruhe, 16. Juni.
Aus dem Elſaß und aus der Rheinpfalgz wurden in den

letzten Tagen abermals 85 Perſonen deutſcher Staatsangehörig-
keit auf Befehl der Beſatzungsbehörden ausgewieſen.

2

Streiks in aller Welt
Amſterdam, 16. Junfk.

„Telegraaf“ meldet aus Brüſſel, daß die ſozigliſtiſche
Partei geſtern vormittag in allen großen Städten Bel
giens Kundgebungen zugunſten des Achtſtundentages
und von Mindeſtlöhnen vevanſtaltete, die ruhig verlaufen ſind.

Nizza, 16. Juna
Die Metallarbeiter haben den Stveik erklärt.

Paris, 16. Juni.
Der Sekretär der Bergarbeiter hat erklärt, daß bis jetzt ein

Uebereinkommen auf Abbruch des Streiks nicht ge
troffen worden iſt. Als erſte Grundlage zum Abbau des
Streiks müßte Annahme des Achtſtundentages gelten.
Der Arbeiterſtreik ſei unvermeidlich.

Amſterdam, 16. Juni.
Die internationalen ſyndikaliſtiſchen und ſoazia-

Tiſtiſchen Konferenzen in Paris, die für Sonnasend,
den 14. Juni ffgeſetzt waren, ſino mißglückt, da nur die itg-
lie niſchen Delegierten erſchienen waren. Die Belgier
und die Engländer waren weggeblieben. Man hat bechloſſen,
ſofort eine franzöſiſch-italieniſche Abordnung nach
England zu ſenden, um ſich über die Auffaſſung der eng
liſchen Arbeiterorgan ſationen zu unterrichten. Die Franzoſen
und Jtaliener erklärten ſich zu einem 24ſtündigen all-
gemeinen Demonſtration sſtreik bereit, der aber mit
den bereits ſtattfindenden Lohnſtreiks in keinem Zu
ſammenhang ſtehen ſoll.

Der Wiener Putſchverſuch
Neue Opfer.

Wien, 16. Juni.
Am Sonntag abend gegen 7 Uhr begannen ſich die auf dem

Schauplatz der Zuſammenſtöße zurückgebliebenen Gruppen zu
zerſtreuen. Ein Teil zog nach dem Rathauſe, vor dem er
ſich eine Zeit lang aufhielt, um ſich ſchließlich aufzulöſen. All
mählich wurden die Wachen und die Volkswehr bis auf einzelne
Patrouillen eingezogen. Unter den Verletzten befinden ſich acht
Handelsangeſtellte, drei Schüler und zwei Jnvaliden. Einige
ſchwer Verletzte ſollen ihren Wunden erlegen ſein.

Wien, 16. Juni.

Die organiſierte ſozialdemokratiſche Arbeiter
ſchaft hat ſich gemäß einer vom Arbeiterrat ergangenen
Parole, die Wiener Arbeiterſchaft ſolle ſich nicht zu
gewiſſenloſen Putſchverſuchen mißbrauchen laſſen, der
geſtrigen Aktion enthalten. Ein Leitärtikel der „Avbeiter-
zeitung' verurteilt jeden neuerlichen Putſchverſuch, da er
angeſichts der Ernährungslage Wiens nur zu unbeſchreiblichem
Elend führen würde. Jn einem zweiten Aufſatz legt das Blatt
die Herkunft des Geldes für den Kommuniſtenſtaat dar.
Die Agitation in Wien und Deutſchöſterreich
werde mit Summen von vielen Millionen durch die ungariſche
Regierung bezgahlt. Das Blatt führt als Beleg dafür
mehrere Quittungen an, darunter eine vom 27. März über
250 000, eine andere über 200 000 Kronen durch die ungariſche
Geſandtſchaft. Jn Wien wurden unter anderm am 30. April eine
Million Kronen an die Kommuniſten überwieſen. Das Blatt
nennt eine Anzahl von Perſonen, denen Geldſummen übergeben
wurden, und erklärt ſchließlich, daß in der Leitung der Wiener
Kommuniſten auch ein ungariſcher Kommuniſt ſitze.

Die Geſamtziffer der Wiener Opfer beträgt
11 Tote und 80 Schwerverwundete, meiſt handelt es ſich um
17—22 jährige Burſchen. Leider mußten auch einige Unbeteiligte
das Leben laſſen.

JInternationaliſierung
der öſterreichiſchen Kohle

Saint-Germain, 16. Juni.
Mit der Note, mit der Staatskanzler Renner die Denk-

ſchrift der Delegierben der deutſchen Sudetenländder
der Friedenskonferenz unterbreitete, überſandte er auch die von
den wichtigſten Jntereſſenten des öſterreichiſch-ſchleſi-
ſchen Kohlenreviergz gemachten Vorſchläge auf Jnter-
nationaliſierung dieſes Reviers, wobei er betonte, daß
dieſer Vorſchlag angeſichts der in vieſem Gebiete herrſchenden
Wirren hohe Beachtung verdiene.

l n n. r

Die Reichsluſtbarkeitsſteuer
Der Abſicht der Reichsregierung zur Einführung einer

Reichsluſtbarkeitsſteuer, an deren Erträgen Reich, Staat und Ge
meinde beteiligt ſein ſollen, ſteht man in ſtädtiſchen Kreiſen
dukchaus ablehnend gegenüber. Es iſt ohne weiteres zuzugeben,
daß der enorme Finanzbedarf des Reichs dazu zwingt, alle zur
Verfügung ſtehenden Steuerquellen zu erſchließen. Aber auch die
Städte befinden ſich infolge des Krieges in einer ſchweren
Finanznot, zu deren Abhilfe neue Einnahmequellen geſchaffen
werden müſſen. Kaum eine Steuer iſt nach ihrem ganzen Weſen
ſo geeignet für die Gemeinden wie die Luſtbarkeitsſteuer. Sie
ermöglicht nicht nur die Erzielung beträchtlicher Einnahmen,
ſondern ſie kann auch bei ſachgemäßer Anwendung gute erziehe-
riſche Wirkungen haben, wenn ſie die örtlichen Verhältniſſe be
rückſichtigt. Bei einer Teilung des Ertrages der Luſtbarkeirs-
ſteuer zwiſchen Reich, Staat und Gemeinde entfällt auf die letz
tere ſelbſtverſtändlich nur ein geringer Betrag. Dadurch wird
das Jntereſſe der Gemeinde an einem Ausbau der Steuer
weſentlich beeinträchtigt. Bei dem Milliardenbedarf des Reichs
wird ſein Anteil an dem Ertrage einer Reichsluſtbarkeitsſteuer
keine große Rolle ſpielen. Für die Gemeinden dagegen kann die
Steuer bei einem vollkommenen Ausbau zu einer ſehr wichtigen
Einnahmequelle werden, wenn ihnen der Ertrag allein zuſteht.
Nimmt das Reich auf dieſem Gebiet den Gemeinden einen Teil
ihrer Einnahmen, dann muß man ihnen auf einem anderen Ge-
biet Erſatz dafür gewähren. Daß auf dem bisherigen Wege der
ins maßloſe geſteigerten Zuſchläge zur ſtaatlichen Einkommen-

ſteuer nicht weiter geſchritten werden kann, iſt ar. Die WFe,
meinden müſſen daher erweiterte Steuerquellen erhalten, ug
ihre Kriegsſchulden abzubürden. Darum belaſſe man ihnen
allem die Steuerquellen, die ſie bisher hatten. Es kann woh

ſein, durch ein Reichsgeſetz die Grundlagen für eine
ſteuerung der Luſtbarkeiten zu ſchaffen, die Erträge der Steuer

müſſen aber den Gemeinden allein verbleiben. Hoffentlich wird
die Nationalverſammlung bei der Beratung der Vorlage ſich der
finangiellen Notlage der Gemeinden erbarmen.

e

Die Deutſchen in Ungarn
Budapeſt, 16. Juni.

Jn der Sitzung des deutſchen Landesrates wurden
die Geſetzentwürfe über die Organiſation der deutſchen
Volkswirtſchaft und über die Gerichtsbarkeit in
den deutſchen Siedelungsgebieten erledigt. Das Geſetz über die
Volkswirtſchaft beſtimmt, daß die deutſchen Gaue und
deutſchen iſolierten Städte, ſowie die dem Deutſ-hen Volksamt
unmittelbar unterſtellten Städte und Gebiete auch volkswirt-
ſchaftlich ſelbſtändige Einheiten bilden. Der Geſetzent
wurf über die Gerichtsbarkeit ſieht vier Arten von Gerichten vor,
nämlich Gemeinde-, Bezirks- und Stadtgerichte,
ſowie einen deutſchen Oberſten Gerichts hof.

Wer verleumdet?
Die „Demokratiſche Partei-Korreſpondenz“, die faſt

keine Nummer ohne Verdächtigungen und Schimpfereien
gegen die Deutſchnationale Volkspartei erſcheinen laſſen
kann, bringt in Nr. 121 vom 30. Mai eine Notiz aus
Biſchofswerda in Sachſen, in der behauptet wird, bei einer
gemeinſamen Kundgebung der bürgerlichen Parteien gegen
den Gewaltfrieden „habe der deutſchnationale Redner die
wütendſten Verleumdungen und Beſchimpfungen gegen die
Demokraten ausgeſtoßen“. Worin dieſe Verleumdungen
und „Beſchimpfungen“ beſtanden haben ſollen, teilt die
„Demokratiſche Partei-Korreſpondenz“ jedoch nicht mit.
Man muß ſonach annehmen, daß ſie es entweder ſelbſt nicht
weiß in dieſem Falle hätte ſie höchſt leichtfertig ge-
handelt oder daß ſie ſich aus guten Gründen hütet, das
zu wiederholen, was der deutſchnationale Redner geſagt
hat, weil es eben keine Verleumdungen waren, ſondern un-
bequeme Wahrheiten, die ſich die Demokratiſche Partei
nicht an den Spiegel ſtecken möchte. Bezeichnend iſt ja, daß
ſie es vermeidet, den Namen des deutſchnationalen Red-
ners zu nennen, den ſie ſo beſchuldigt. Es wäre nicht das
erſte Mal, daß die „Demokratiſche Partei-Korreſpondenz“
dann gezwungen wäre, eine unangenehme Berichtigung der
Behauptungen ihres unzuverläſſigen Hintermannes aufzu-
nehmen. Dafür entrüſtet ſie ſich aber wie üblich: „Daß
man ſich im Lager der Deutſchnationalen auch während der
Durchführung einer Aktion, die allen Parteien Deutſch-
lands in gleichem Maße am Herzen liegen ſollte, zu ſolchen
Ausſchreitungen gegen die Demokraten hinreißen läßt, iſt
immerhin bemerkenswert.“ Vorläufig benutzt doch das
Parteiorgan der Demokraten die Berichterſtattung über die
Biſchofswerdaer Kundgebung gegen den Gewaltfrieden zu
völlig unbewieſenen Beſchuldigungen gegen die Deutſch-
nationale Volkspartei. Man iſt alſo zu der Frage be
rechtigt: Wer verleudmet?

5u Wilhelm Kahls 70. Geburtstag
Am 17. Juni feiert D. theol. Dr. Wilhelm

Kahl, Mitglied der National-Verſammlung, Geh. Juſtiz-
rat und Profeſſor des Staats-, Straf- und Kirchenrechts an
der Berliner Univerſität, ſeinen 70. Geburtstag. Es
iſt hier nicht der Ort, ſeiner wiſſenſchaftlichen Tätigkeit ge-
recht zur werden und ſeiner akademiſchen Laufbahn, die ihn
von Roſtock über Erlangen nach Berlin geführt hat, zu ge-
denken. Nur eins wollen dieſe Zeilen: auf den Mann in
Wilhelm Kahl hinweiſen. Wenn in jemand etwas von
der Art Fichtes und Ernſt Moritz Arndts noch lebt, ſo in
ihm; er kennt keine Menſchenfurcht, ſei es nach oben, ſei
es nach unten. Er war Freund und Berater des Graf-
Regenten zur Lippe, Vaters des letzten Fürſten zur Lippe.
Bekanntlich vertrat der Kaiſer im Lippeſchen Thronfolge-
ſtreit die Sache des Prinzen Adolf von Schaumburg-Lippe;
das hinderte Kahl nicht, ſeiner Ueberzeugung gemäß mit
aller Entſchiedenheit für den genannten Graf- Regenten ein
zutreten. Und als die Kunde an die Oeffentlichkeit drang,
daß die Entente in ihrer Schamloſigkeit von uns die Aus-
lieferung des Kaiſers verlangen wolle, da war Kahl der
erſte, der das mit vernehmlichen Worten als eine Schmach
bezeichnete. Als im Winterſemeſter 1900/01 Kahls Amts-
genoſſe, der berühmte Heinrich Dernburg, der Onkel des
jetzigen Reichsfinanzminiſters, in den Räumen der Ber-
liner Univerſität einen Schlaganfall erlitt, da war Kahl
der einzige, der nicht den Kopf verlor und der das Nötige
anordnete. „Zum Handeln ſind wir da!“ Dies Wort
Fichtes ſteht über Kahls ganzem Leben: ſchon 1870 hat er
ſich als junger bayeriſcher Jäger- Leutnant das Eiſerne
Kreuz verdient: von ſeinen kriegeriſchen Erlebniſſen pflegt
er in ſeiner Beſcheidenheit nicht zu reden; wohl aber ſprach
er einmal in der Genoſſenſchaft freiwilliger Krankenpfleger
im Kriege davon, wie er damals angebliche freiwillige
Pfleger, die in Wirklichkeit nur Schlachtenbummler waren,
mit nicht mißzuverſtehender Deutlichkeit heimgeſchickt hätte.
Niemand, der ihn je gehört hat, ſei es vom Katheder
herab, ſei es auf den Berliner Bismarck-Kommerſen, ſei es
in der National-Verſammlung, wird ſeine kernige Weiſe
vergeſſen; noch vor wenigen Wochen begrüßte er in der
Aula der Berliner Univerſität unter dem Bilde Fichtes die
dort verſammelte National- Verſammlung in herrlichen, u
Herzen gehenden Worten. Wer ihn nur einmal gehört hat,
dem war es beim Leſen dieſer Rede, als ob er die alte, liebe
Stimme wieder hörte. Gleich zu Beginn des Krieges
trat er dafür ein, daß der drohenden Zuchtloſigkeit der
Jugend geſteuert werde; nicht der Schulmeiſter ſprach aus
ſeinen Worten, ſondern der väterlich beſonnene deutſche
Mann, dem alles daran lag, daß ſich die Jugend ihrer in
ſchwerem Ringen vor dem Feinde ſtehenden Väter würdig
erweiſe. Hochherzig verband er ſich hierbei mit Franz von
Liſzt, dem Berliner Strafrechtslehrer, von dem ihn ſonſt
ſo manche tiefgehende Meinungsverſchiedenheit trennt.
Und ſo möge er uns noch lange erhalten bleiben: als Vor
bild deutſcher Treue und deutſchen Mutes, und als ein
Mahner, auch in den ſchlimmſten Zeiten nicht zu verzagen.
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Halle, 17. Juni.
StadtverordnetenVerſammlung

Eine Dauerſitzung,
„Man ſoll den Tag nicht vor dem Abend loben“ Und

der Journaliſt, der ſeinen Elf bis Vierzehnſtunden,„Tag“ nicht
ſelten erſt des Morgens in der zweiten Stunde beſchließt, ſoll
beſonders vorſichtig ſein in dieſer Begiehung. Bevor er nicht
Hut und Stock in der Hand hat, aber nein, auch dann mitunter
noch nicht, auch von der Haustreppe ruft ihn gelegentlich der
Fernſprecher noch einmal zu irgend einer Pflicht zurück ſoll er
ſich nicht ledig wähnen von ſeines Dienſtes Müh' und Laſten.
Denn das Einzige, was an ſeinem Verufe regelmäßig iſt, iſt
die Unregelmäßigkeit. Wer dieſen alten Erfahrungsſatz ein
mal beiſeite ſtellt und ſich vermißt, die zeitlichen Grenzen ſeines
Arbeitstages vorausberechnen zu wollen, der kann deſſen gewiß
ſein, daß es ihm ſo ergeht wie dem Glücklichen, den das Los zur
Berichterſtattung in die geſtrige Stadtverordnetenſitzung führte.
Die Tagesordnung war ſo beſchaffen, daß ſie unter „normalen“
Umſtänden in ſchlimmſtenfalls zweier Stunden Friſt abgetan ſein
konnte. Jn Anſehung der ſommerlichen Wärme, die ſich bei
durchſchnittlich veranlagten Gemütern beſänftigend, den natur
gegebenen Rede und Mitteilungstrieb lähmend zu offenbaren
pflegt, durfte man gar einige Abſchreibungen auf dieſe Ver-
handlungsdauer vornehmen. Aber ach und weh, die neue
Halleſche Stadtverordnetenſitzung iſt nicht „normal“, ſie iſt nicht
„durchſchnittlich“ veranlagt: nach annähernd dreiunddreiviertel-
ſtündiger Verhandlung war man noch nicht über den vierten der
zwölf Punkte hinausgekommen, die die Tagesordnung der öffent-
lichen Sitzung zierten, den Antrag der Unabhängigen nämlich auf
„Aenderung der Anſtellungsbedingungen für die ſtädtiſchen
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter“, Der Berichterſtatter, Herr
Koenen, bat aus perſönlichen Gründen, den Gegenſtand von
zehnter Stelle auf die vierte hinanzurücken, man willfahrte
ſeinem Wunſche, einmal hoffentlich und nie wieder!, und dann
drehte ſich die Debatte wie ein beſeſſen Tier in der Runde und
graſte nach drei Stunden noch am ſelben Flecke. Leider oder
ſoll man ſagen: gottlob? iſt der Journaliſt von der neuen
geit noch ſo wenig beleckt, daß er nach Ablauf ſeines ſo und ſoviel
Stundentages nicht Kelle und Mauerſtein hinfeuert und „Feier-
abend macht“ ach, der Redakteur zählt zu jenen präfoſſilen
Weſen, die noch nicht einmal „Ueberſtunden“ anſchreiben! und
ſo ſaß man denn in der neunten Abendſtunde noch immer fröh-
licher Dinge am Preſſetiſch im Stadtverordnetenſitzungsſaale und
ſchrieb und ſchrieb und ſchrieb, was folgt

Ein ſüßer Troſt für alle Veteiligten:
Sitzung fällt aus. Die Verſammlung tritt erſt in vierzehn
Tagen wieder zuſammen. Dann allerdings berät ſie den

Etat! x c

Der Vorſitzende gibt zunächſt einige Eingänge bekannt, u. a.
ein Geſuch des Bundes der Feuerwehrbeamten um Gleichſtellung
in der Gehaltsfrage mit den Polizeibeamten. Das Geſuch, das
gleichzeitig dem Magiſtrat zugegangen iſt, wird ſo lange zurück
geſtellt, bis der Magiſtrat hierzu Stellung genommen hat.

Die Beſoldung der Stadtverordneten
Die Unabh. Soz. Fraktion hat den Antrag eingebracht: „Die

StadtverordnetenVer ammlung erſucht den Magiſtrat um Aus
arbeitung einer Vorlage, die die Entſchädigung des Lohnaus-
falles und ſonſtiger Aufwendungen regelt, die den Einzelnen
durch Ausübung des Stadtverordnetenmandats erwachſen.“ Die
Verſammlung empfiehlt, die Plenum- und Kommiſſions-
Sitzungen mit 5 M. pro Sitzung zu entſchädigen und den Stadt-
verordneten zur Penutzung der Straßenbahn Freifahrtskarten
zu gewähren.“ Stadtv. Finger weiſt in eindringlichen Worten
auf die ethiſchen Erwägungen hin, die die Vorlage weckt.
Der Antrag bedeutet eine Nichtachtung der gewichtigen Para-
graphen der Städteordnung, die das Ehrenamt des Stadt-
verordneten als altruiſtiſches Prinzip der Selbſtverwaltung
feierlich feſtgelegt haben. Redner gibt der Hoffnung Ausdruck,
daß der Entſchluß troizoem fruchtbringend ſein werde und em-
pfiehlt die Annahme der Vorſchläge des Haushaltsausſchuſſes.
Die Verſammlung erteilt ihre Zuſtimmung.

Haftentlaſſung Ferchlandts.

Die Unabh. Soz. Fraktion hat weiter den Antrag geſtellt:
„Die Stadtverordneten- Verſammlung beſchließt, den Magi-

die nächſte

Nachdruck verboten.

Hie Referendarin
85] Roman von Carl Buſſe.

„Nein, das klingt falſch, wie ich das ſage. Jch habe
mich ſchon an den Gedanken gewöhnt. Jch wünſche
es beinah felber. Dann hab' ich doch einen Halt. So
ein Menſch wie ich muß ſich wo anklammern. Und da
Sie wegſauſen

„Jch ſchicke Jhnen natürlich die Verlobungsanzeige,
und Sie dürſen mir ruhig gratulieren.

„vVorgeſtern noch, mein lieber Peter, hab' ich mir
eigentlich gedacht, daß dieſer ganze Sommer für Sie und
mich und hm andere ergebnis- und zwecklos hin-
gegangen iſt. Das Leben, das ſetzt oft einen ganzen
Apparat in Bewegung für nichts und wieder nichts. Es
ſpinnt Fäden und verknüpft ſie, und jeder erwartet, das
herrlichſte Gewebe würde draus werden, doch plötzlich bricht
a faſt ohne Sinn ab, und die Fäden werden fallen ge

en.

„So ſchien es mir vorgeſtern auch mit der Geſchichte
dieſes Sommers. Weshalb, hab' ich mich gefragt, mußten
Sie herkommen? Damit Sie einem Mädel den Kopf ver
drehen? Damit Sie zwecklos wieder verſchwinden?

„Aber ſeit geſtern weiß ich, daß alles doch nicht ſinnlos
und ohne Ergebnis war. Es hat im Leben jedes ſeine Be
eutung nur daß wir ſie nicht erkennen. Jch hab' ge

fühlt, daß Sie mir etwas geworden ſind, daß Sie mich
ein wenig geſtimmt haben. Jch ich
„Sehen Sie einmal!“
Buttche wies auf den Boden, auf dem ſich der Schatten

ſtrat zu erſuchen, mit dem Juſtizminiſter in Verbindung zu
treten, daß der Stad!verordnete Ferchlandt ſofort aus der
Unterſuchungshaft entlaſſen wird, damit er ſein Mandat als
Stadtverordneter ausüben kann.“ Stadtv. Finger als Bericht
erſtatter legt der Verſammlung dar, daß die Verwaltungskörper-
ſchaften, wie die Stadtverordnetenverſammlung eine iſt, im
Gegenſatz zu den geſetzgebenden Parlamenten eine Jmmunität
ihrer Mitglieder nach dem Geſetz für ſich nicht in Anſpruch
nehmen können. Den Juſtizminiſter veranlaſſen wollen, daß
er eigenmächtig in den Gang der ordentlichen Gerichte eingreift,
iſt nicht angängig; eine derartige Handlung könne der Miniſter
ſchlechterdings nicht verantworten. Der Rechts und Verfaſſungs-
gusſchuß empfiehlt, den Gegenſtand durch Uebergang zur
Tagesordnung zu erledigen, und gleichzeitig dem Wunſche Aus-
druck zu geben, daß das Verfahren gegen Ferchlandt tunlich
beſchleunigt werde. Die Verſammlung ſchließt ſich dem in ihrem
Beſchluſſe gegen den Widerſpruch des Stadtv. Albrecht an.

Die Unabh. Sogz. Fraktion hat den Antrag geſtellt: „Die
StadtverordnetenVerſammhung möge beſchließen, den Magiſtrat
zu erſuchen, eine Vorlage über Aenderung der An-
ſtellungs bedingungen für Beamte, Ange
ſtellte und Arbeiter auszugarbeiten, wobei Prüfungen
weitmöglichſt zu beſeitigen ſind und das Mitbeſtimmungsrecht
der Beamten, Angeſtellten und Arbeiter ſicherzuſtellen iſt. Die
Beamten-, Angeſtellten- und Arbeiterausſchüſſe reſp. deren Be
triebsräte ſind bei den Vorarbeiten für die Vorlage zuzuziehen.“

Der Berichterſtatter, Stadtv. Koenen (Unabh.), begründet in
längeren Ausführungen den Antrag und ſtellt hierzu Richtlinien
auf, die er zur Annahme empfiehlt. F Nach faſt zweiſtündiger
Ausſprache über dieſen Punkt, auf die wir vorbehalten, noch
näher zurückzukommen, wird beſchloſſen, der Vorlage des
Magiſtrats zuzuſtimmen, und die vom Stadtv. Koenen aufge
ſtellten Richtlinien hierzu dem Rechts und Verfaſſungsausſchuß
zu überweiſen.

Aenderung des Fahrgeldtarifs für die Straßenbahn.
Ueber die Einzelheiten der Aenderungen haben wir an die-

ſer Stelle bereits berichtet. Stadtv. Ritter beantragt im
Namen des Haushaltausſchuſſes, den Preis für Monatskarten
für 6 Teilſtrecken auf 14 M. zu belaſſen und für über 6 Teil-
ſtrecken den Preis auf 22 M.; ferner für Schülerkarten bis
6 Teilſtrecken auf 1,25 M. feſtzuſetzen. Stadtv. Gräfe tritt in
längeren Ausführungen für einen Einheitstarif von 20 Pfg. ein.
Bürgermeiſter Sehydel tritt dieſen Ausführungen entgegen,
weil durch einen Einheitstarif von 20 Pfg. die Stadt finanziell
eine große Einbuße erleiden und angeſichts der gegenwärtigen
ſchlechten Etatsverhältniſſe doppelt ſchwer wiegen würde. Es
ſprechen noch für die Magiſtratsvorlage die Stadtv. Buſſe
(Dtſchnat.), der vor allem betonte, daß man über den Verluſt
von über 100 000 M. nicht ohne weiteres hinweggehen könne.
Einige Stadtverordnete der Unabhängigen Soziald. Fraktion
traten noch für den Einheitstarif ein. Die Magiſtratsvorlage
wird mit dem Antrag des Haushaltsausſchuſſes mit 28 ſozial-
demokratiſchen Stimmen gegen 26 bürgerliche Stimmen abge-
lehnt. Der Antrag Gräfe (U. S.), für alle Linien einen Ein
heitstarif von 20 Pfg. einzuführen, wird mit 27 gegen 26 Stim
men abgelehnt. Stadtv. Müller (Soz.) beantragt noch,
10 Stück-Blocks zu 2 M. für alle Teilſtrecken einzuführen; der
Antrag wird abgelehnt.

Stadtv. Ziegler (Deutſchnat.) ſtellt den Antrag, daß die den
Arbeitern durch die Wochenkarten gewährten Vergünſti-
gungen auch allen anderen minderbemittelten Per-
ſonen, die die Straßenbahn auf beruflich notwendigen Fahr-
ten benutzen, ohne Anſehen des Standes gewährt werden. Red-
ner begründet ſeinen Antrag damit, daß es auch außer den Ar-
beitern noch eine große Zahl Beamte und Angeſtellte gibt, die
vielleicht ein noch geringeres Einkommen als die Arbeiter baben
und weite Strecken zu ihren Dienſtſtellen zurücklegen müſſen.
Stadtv. Brettſchneider ſtellt ferner den Zuſatzantrag, daß alle
Beamte und Angeſtellte mit einem Einkommen bis zu 6500 M.
ebenfalls Anſpruch auf Wochenkarten haben. Beide Anträge
werden durch die Stimmen der Unabhängigen und der De
mokraten abgelehnt. Nachdem die Vorlage bezw. alle An
träge, die ſich auf die Fahrgelderhöhung der Straßenbahnen be
ziehen, abgelehnt worden ſind, gibt Bürgermeiſter Seydel die
Erklärung ab, daß die Stadtverordnetenverſamm-
lung durch ihren Beſchluß nun auch die Verant-
wortung für das nun entſtehende Defizit zu
tragen hat.

Der Magiſtrat lehnt jede Verantwortung ab.

Die Licht- und Pufferbatberie des ſtädtiſchen Elektrizitäts-
werkes müſſen im Laufe des Sommgers inſland geſetzt und gerei-
nigt werden, damit ſie im kommenden Winter dem Betrieb
wieder zur Verfügung ſtehen. Hierbei ſoll die Lichtbatlerie, den
jetzigen Betriebsverhältniſſen entſprechend, verkleinert werden.
Nach langen Verhandlungen mit der Akkumulatorenfabrik,
Abtiengeſellſchaft, Jngenieur- Abteilung Leipzig, hat die Firma
ſich bereit erklärt, die erforderlichen Jnſtandſetzungsarbeiten auf

nes Vaumes abzeichnete.

„Es iſt jetzt Mittag, und deshalb entſpricht derEchalten der Größe des Gegenſtandes. Und ich habe mir

nehmen. Der Magiſtrat beantragt, die Reparakur der Akkumu
lgtorenbaterien zu genehmigen, r Deckung der Koſten den Er
lös aus Altblei (etwa 68 000 Mk.) zu verwenden und den verbleibenden Reſt (etwa 122 000 z dem Erneuerungsfonds des

Werkes zu entnehmen. Die Verſammlung erteilt ihre Zu
ſtimmung.

Der Magiſtrat hat die Erhöhung der in den z 1 bis 8der Gebührenordnung zur g u fs Ordnung vom
12. Februar /8. März 1916 und der im F 10 der Gebrauchs
e für die Feuerbeſtattungsanlage der Stadt Halle feſtgeſetzten Gebühren, ſowie der in der Zuſammenſtellung ſonſtiger

im Vereich der Friedhofsverwaltung zu erhe Vergütungen
beſchloſſen. Die Ausgaben ſind ſo erheblich geſtiegen, daß zur
Deckung derſelben eine Erhöhung der Gebühren nicht ver
meiden iſt. Die Erhöhung iſt in der Vorlage auf das äußerſte
beſchränkt worden. Die Vorlage wird angenommen. Die
r über den Nachtragsvertrag mit dem Gas
werk Giebichenſtein wird in die geheime Sitzung verlegt.

Der Magiſtrat hat ſchloſſen das Ortsſtatut betreffend
Krankenfürſorge für Beamte und Lehrperſonen vom 24. Januar
1914 darin zu ändern, daß in S 1 ſtatt „2500 Mk.“ „5000 Mk.“ zu
ſeben iſt. Nachdem durch Verordnung der Reichsregierung die
Einkommensgrenze für die Krankenverſicherungspflicht auf 5000
Mark erhöht worden iſt, erfordert die Befreiung der mken
und Lehrperſonen von dieſer Veſicherungspflicht, daß ihnen in
Krankheitsfällen die Fortzahlung ihres Dienſteinkommens, ſoweit
es 5000 Mk. bisher 2500 Mk. nicht überſteigt, bis zur Dauer
n 26 Wochen gewährleiſtet wird. Die Verſammlung ſtimmt

m zu.
Die ſozialdemokratiſche Fraktion hat den An

trag geſtellt: „Der Magiſtrat wolle im Einvernehmen mit dem
Kollegium eine Stelle ſchaffen, der obliegt, große, den Zeitver
hältniſſen entſprechend nicht voll ausgenützte Wohnungen zu er
mitteln und ſie umfangreicher als bisher der Allgemeinheit
dienſtbar zu machen. Die bisherigen Maßnahmen in dieſer Rich-
tung enlſprechen nicht den durch die große Wohnungsnot hervor
gerufenen Vedürfniſſen.“ Auf Antrag des Berichterſtatters des
Kleinwohnungsausſchuſſes, Stadtv. Balke, wird das Städtiſche
Wohnungsamt und die ſtädtiſche Wohnungsdeputation beauftragt
werden, ven Antrag zu bearbeiten.

Stadtv. Kleeis (Soz.) hat den Antrag geſtellt: „Ueber die
Auswahl derjenigen Kinder, die zur Erholung in
Ausland n wurden oder werden ſollen, iſt in der Ein-
wohnerſchaft Unwillen laut geworden. Es wird deshalb der
Magiſtrat erſucht,
Grund'ätze bekannt zu geben, nach denen dieſe Auswahl ſtatt
gefunden hat.“ Der Berichterſtatter, Stadtv. Kleeis, zieht den
Antrag zurück, da ſich die Sache durch die bereits abgegebenen
Erklärungen von zuſtändiger Seite erledigt hat.

Die Deutſchnationale Fraktion ſtellt den Antrag
„Die Stadtverordneten- Verſammlung wolle beſchließen, den
Magiſtrat zu erſuchen, bei den nebenamtlich beſchäf-
tigten Lehrern der gewerblichen Fortbildungs-
ſchule an Stelle der bisherigen Entſchädigung die Jahres-
ſtunde (das Schuljahr zu 40 Wochen berechnet) als Grundlage
für die Entlohnung einzuführen. Der Antrag wird nach Be
gründung durch den Stadtv. Ziegler (Dtſchnat.) mit der Ab-
änderung angenommen, daß auch die Lehrer an der kauf-
männiſchen wie die an der gewerblichen Fortbildungsſchule den
Lehrern an den ſtädtiſchen Lehranſtalten gleichgeſtellt werden.
Die Erhöhung der Entſchädigungen ſoll bis zum 1. April zurück
wirken.

Nach Erledigung der Tagesordnung werden noch mehrere
Dringlichkeitsanträge

beraten. Von den Unabh. Soz. iſt der Antrag geſtellt worden,
Freibäder in der Saale einzurichten. Stadtv. Oſterburg be
gründet den Antrag und betont, daß nach Gutachten des Stadt
arztes geſundheitliche Bedenken gegen die Freibäder nicht vor-
liegen, auch eine eventl. Behinderung der Schiffahrt iſt unſchwer
zu umgehen. Der Antrag findet Annahme. Stadtv.
Steckner (Dem.) ſtellt darauf den Antrag, die Vorlage betr.
Aenderung des Straßenbahntarifs, die, wie be
richtet, abgelehnt worden iſt, an den Magiſtrat zurückzugeben,
damit ſie der Verſammlung zu zweiter Beratung vorgelegt wird
(ein gleicher Antrag iſt im Laufe der Sikßung infolge eines Miß-
verſtändniſſes bereits abgelehnt worden), findet Annahme. An-
tranſteller weiſt darauf hin, daß eine Ablehnung der Fahrpreis-
erhöhung ein Mehr von 40 Proz. Gemeinde
ſteuern zur Folge haben müßte. Weiter wird ein Dring-
lichkeitsantrag Kleeis (Mehrh.-Soz.) beraten, den Magiſtrat
zu erſuchen, eine Verordnung zu erlaſſen, daß künftig

zur Beleuchtung größerer Wohnungen nicht mehr als eine
Gasflamme

gebrannt werden darf, mit dem Zuſatz (Antrag Wilke) angenommen,
daß auch nur eine elektriſche Birne benutzt werden darf.
Als letzter wird ein Antrag Bretſchneider, die Tarifver-
handlungen mit den Magiſtrats arbeitern zu beſchleu-
nigen und den Hilfsarbeitern einen Entſchuldungsv or
ſchuß von 100 M. auszuzahlen, dem Magiſtrat zur Berückſich
tigung überwieſen. Der Antragſteller führt zur Begründung
aus, daß einer Streikgefahr vorgebeugt werden müſſe.

Grund der vorgelegten Koſtenanſchläge vom 2. Mai 1919 zu über-

geſagt, auch mein Leben ſteht oder kommt jetzt in Mittags-
ſonne, und ich muß auch ſtreben, daß jeder Eindruck und
jede Vorſtellung im Verhältnis ſteht zu dem Gegenſtand,
der ſie hervorruft. Das Lächerliche an mir war doch nur,
daß dieſes Verhältnis bis jetzt nie da war daß das
Kleine oft einen Rieſenſchakten warf und das Große ſich
wunderlich veckürzt ausnahm. Das zu ändern, iſt ja nicht
nur Willensſache. Aber das Streben bringt auch da vor-
wärts. Und ich will mich jetzt einrichten mit dem Leben,
Peter ich will die Zähne aufeinanderbeißen
Augenmaß halten Sie verſtehen mich vielleicht nicht.
Aber ich habe Jhnen doch da zu danken.

„Und ſo wie bei mir wirds auch ſonſt ſein. Menſchen
wirken auſeinander und geben ſich etwas, ohne es zu wiſſen,
und wie ich von Jhnen etwas mitnehme, ſo nehmen Sie
auch vielleicht was mit aus Großkirchen wenn nicht von
mir, ſo von einer einer dritten vielleicht, der Sie zu-
gleich genommen und gegeben haben.

„Seit ich das alles gefühlt habe, bin ich viel freudiger
geworden. Denn das heißt doch, daß wir alle wachſen und
daß in der ſcheinbar ſinnloſen Verworrenheit des Lebens
ein Sinn und Zweck ſteckt.“

Er ſah zu Peter auf. Er erwartete einen burſchikoſen
Witz. Aber Peter lachte nicht einmal. „Nun drängen Sie
doch noch eine ganze Menge in die letzten Minuten,“ ſagte
er. „Ganze Probleme! Die werd' ich löſen. Aber ich
hoffe, Sie haben darin recht, daß ich was mitnehme. Daß
ich anders aus Großkirchen 'rausfahr', als ich hergekommen
bin. Wenigſtens möcht' ich es ſelber wünſchen.

„Buttche, Sie Sie haben mir viel vorgeſchwärmt.
Das hört ſchließlich jeder gern. Wie aufrecht ich ſei,
wie friſch, wie mutig und ſchneidig. Ach Gott ja!“

Er wurde rot, er ſchämte ſich.
„Hol der Teufel, Buttche,“ ſagte er in dieſer Scham

faſt unwirſch, „Sie ſind ein Schafskopf. Da war ſo viel

Es folgt eine nichtöffentliche Sitzung.

Uebermut und Eitelkeit. Und ich war doch auch ein großer
Fatzke. So 'was dämmert einem plötzlich auf. Und daß
es bei mir gedämmert hat, verdank' ich wohl auch Jhnen.
Alſo reden Sie nicht wir ſind quitt.“

„Mir?“ fragte der kleine Aſſeſſor und ſchüttelte den
Kopf „mir verdanken Sie das?“

Sie ſchritten jetzt durch die Zietenſtraße. Der Refe-
rendar ſah vor ſich hin und zuckte die Achſeln. „Vielleicht
haben Sie recht. Das verdank' ich wohl doch nicht Jhnen.

Er hatte es leiſe und ſchnell geſprochen. Sein Herz
ward nun doch unruhig, als er drüben den kleinen
Laden ſah.

Buttche antwortete nicht. Aber ihm war, als ginge
neben ihm ſein beſter Freund. Er konnte kein Wort
finden, um das merken zu laſſen. Doch er ſchob plötzlich
ſeinen Arm in den Peters.

So ſchritten ſie durch die heiße, ſonnige Straße.
Satan war zurückgeblieben. Er trabte wie ſo oft auch jetzt
nach dem Zigarrenladen hinüber. Die Tür ſtand offen.
Wedelnd ſchnupperte er hinein.

Ju ſtellte gerade eine Kiſte fort. Als ſie die Dogge
erblickte, erſchrak ſie.

„Satan!“ ſagte ſie tonlos.
Schmeichelnd drängte der Hund ſich an ſie. Doch an

ihm vorbei ſchritt ſie nach dem Schaufenſter, ſchob den Vor
hang zurück und ſpähte über die Straße. Sie ſah die
beiden noch gehen. Sie wußte gleich, daß der Bahnhof ihr
Ziel war. Reglos ſchaute ſie ihnen nach. Nun würden ſie
gleich verſchwinden jetzt, wenn ſie ſich ſeitwärts bog,
konnt' ſie den Aſſeſſor noch ſehen jetzt nur noch einen
Hutzipfel jetzt verließ auch Peter den Ausſchnitt, den
ihr Ange beſtrich und jetzt

Sie wandte ſich, der Hund war noch da. Mit den
großen, hellen, verſtändigen Augen ſchaute er ſie an.

Schluß folgt.

der Stadtverordneten- Verſammlung die e



LetkowVorbeckSpende. Der Ausſchuß für die Lettow
VorbeckSpende teilt uns mit: Beim Bankhaus Lehmann, Große

iſt ein Konto eröffnet woroen, wo auf die Lettow-
Vorbeck Spende Einzeichnungen entgegengenommen werden.
Wir bitten unſere Mitbürger, vecht reichlich dort einzugzeichnen,
damit dem General bei ſeiner Anweſenheit ein Betrag übergeben
werden kann, der einer Stadt wie Halle würdig iſt. Bisher ſind
2265 Mk. gezeichnet worden. Es zeichneten: Gebr. Bethmann
10 Mk., Hall. Bankverein 100 Mk., Bergrat Fabian 15 Mk., Hall.
Pfännerſchaft 1000 Mk., Juſtizrat Herold 20 Mk, Bankhaus Leh
mann 1000 Mk., Landgerichtsdirektor Panſe 10 Mk., Oberbürger-
meiſter Rive 10 Mk. Fabrikbeſitzer Ziemer 100 Mk.

T. Nachzahlung von Kriegsunterſtützung. Die Auszahlun
der Kriegsunterſtützung für die Mannſchaften des s
Sicherheitsregiments für 1.--21. März 1919 erfolgt an die
Empfangsberechtigten im Büro des Kriegsfürſorgeamts, Kleine
Steinſtraße 8, 8 Treppen, Zimmer 126, vormittags von 10 bis
12 Uhr wie folgt: Für die Buchſtaben A-rF am Donnerstag,
den 19. Juni, für die Buchſtaben G K am Freilag, den 20. Juni,
für die Buchſtaben L P am Sonnabend, den 21. Juni, für die
Buchſtaben O S am Monktag, den 23. Juni, für die Buch
ſtaben T--3 am Dienstag, den 24. Juni. Zur Empfangnahme
ſind nur die betreffenden Familienangehörigen, die Ehefrauen,
Mütter uſw. berechtigt. Entlaſſungsſchein und Militärpapiere
ſind vorzulegen.

Der Reichsverband deutſcher aktiver Unteroffiziere hält
am Mittwoch um 7 Uhr abends im Weißbierſalon, Bernburger-
ſtraße, ſeine Monatsverſammlung ab. Alle dem Verbande noch
fernſtehenden aktiven Unteroffiziere und Frauen gefallener
Kameraden ſind hierzu herzlich willkommen.

T Diebſtähle. Nachdem in einem Grundſtück der Töthener
Straße vor Pfingſten ſämtliche Hühner geſtohlen wurden, ver
fuchten jetzt Diebe dort auch noch die Ziegen zu holen, wurden
gber durch eine an der Stalltüre angebrachte Alarmglocke an
der Ausführung ihres unſauberen Handwerks verhindert. Jn
einem Grundſtück der Trothaer Straße wurden Diebe, die dem
Hühnerſtalle einen Beſuch abſtatten wollten, durch Selbſtſchüſſe
vertrieben.

Provinz Sache
Gimmritz b. Wetkin, 16. Juni. (Frechheit einer

Cinbrecherbande.) Eine Bande von 6—8 Perſonen, da-
runter zwei Frauen, verſuchte in der Nacht vom Sonnabend zum
Eonntag in der vom Dorfe entfernt liegenden Mühle Henze ein
zubrechen. Der Müller, welcher auf der Mühle tätig war, meldete
ſich. Er wurde beim Hervortreten mit Totſchlag bedroht und
wagte ſich nicht, gegen die Bande vorzugehen. Darauf wurde
der verſchloſſene Raum unter der Mühle erbrochen und zwei
Zentner Roggen geſtohlen. Die Täter ſind noch von zwei Per-
ſonen geſehen, aber nicht erkannt.

Schkeuditz 16. Juni. (Die Verpachtung) von
29 Morgen ſtädtiſchen Wieſen, Gräben und Schutzſtreifen hatte
eine überaus große Zahl von Pachtluſtigen zuſammengeführt.
Es wurden wieder fabelhaft hohe Preiſe geboten. Um mehrere
100 Prozent ſtiegen die Gebote und es war ein förmliches Wett-
bieten, nur um ein Pachtſtück zu. erhalten.

ö. Eiſenach, 16. Juni. (Arbeiterratswahl). Die
heute ſtattgefundene Arbeiterratswahl ergab 11 bürgerliche und
14 ſozialiſtiſche Sitze.

Frankenhauſen, 16. Juni. (Kreistagswahlen.)
Jn Schwarzburg-Rudolſtadt, das bisher noch keine Kreisaus-
ſchüſſe hatte, fanden am Sonntag zum erſten Male Kreistags-
wahlen ſtatt. Jn Frankenhauſen war die Wahlbeteiligung ſehr
ſchlecht. Es übten dort von 3655 Wahlberechtigten nur 1421 ihre
Wahl aus. Es erhielten die vereinigte Bürgerpartei 2386 Stim
men mit drei Sitzen, die Mehrheitsſozialiſten 2765 Stimmen mit
vier Sitzen, die Unabhängigen 841 Stimmen mit einem Sitz.

Frankenhauſen, 16. Juni. (Die Verpachtung der
St adtkirſchen) ergab den Geſamtbetrag von 35 180 M.
gegen 27 186 M. im Vorjahre. Die Hälfte des Beſtandes wurde
zum Preiſe von 50 Pfg. an die Lebensmittelſtelle der Stadt ab
geliefert.

H5 Sporkbertehte
Die Tagung des Deu'ſchen Fußballbundes

in Kaſſel
Eigenbericht unſeres nach Kaſſel geſandten Sonderbericht-

erſtatters.)

Am 14. Juni fand die Haupttagung des D. F.-B. in Kaſſel
ſtatt. Vom Bundesvorſtand waren die beiden Bundesvorſitzenden
der Biere und Dr. Albrecht- Frankfurt a. M., ſowie Prof.

efner-Offenburg und Blaſchke-Kiel anweſend. Geheimrat
Kolbe-Danzig war durch Krankheit am Erſcheinen verhindert.
Jm Gegenſatz zur letzten Tagung in Eiſenach, wo Süddeutſch-
land als größter Landesverband nicht vertreten war, nahmen
dieſes Mal Vertreter aller Landesverbände an der Sitzung teil.
Berlin war durch Sinnemann und Schulze, Süddeutſch-
land durch Rat Dr. Poppver und Rechtsanwalt Albert, Nord
deutſchland durch Boſſe und Koretz, Weſtdeutſchland
durch Kloſe und Becker, Südoſtdeutſchland durch Langner,
Mitteldeutſchland durch Hädicke- Halle und der
Baltiſche Raſenſportverband durch Rhode vertreten.
Anweſend waren damit 1891 Stimmen, von denen allein auf
Süddeutſchland 575 Stimmen kamen, ſo daß es in faſt allen
Fragen mit ſeiner Stimmenmacht ausſchlaggebend war. Von

der Sportpreſſe ſah man DoppBerlin, vom Hauptſpielausſchuß
in Hamburg Dr. Saalmann u. a. Wie bereits gemeldet, wurde
als Ort der Pfingſttagung 1920 Frankfurt a. M. gewählt. Nach
ſcharfen Angriffen der ſüddeutſchen Vertreter gegen die Eiſe-
nacher Beſchlüſſe wurden die wichtigſten Punkte nochmals zur
Ausſprache geſtellt, ſo die Neueinteilung des Bundes-

gebietes und die Berufsſpielerfrage.
Zu Punkt 1 wurde auf Antrag Süddeutſchlands beſchloſſen,

daß kein Teil eines Verbandsgebietes ohne das Einverſtändnis
der davon betroffenen Vereine abgetrennt werden darf, ſondern
nur im Benehmen mit den Landesverb enden und den Vereinen
eine Reanlierung ſtrittiger Grensfragen erfolgen ſoll. Fößren
dieſe Verhandlungen zu keinem Ergehnis, ſo iſt der Bundes
ausſchuß oberſter Richter. Die Beteiligten dürfen bei der Ent
ſcheidung dann ihr Stimmrecht nicht ansßöhen. Da die volftiſche
Geſtaltung unſerer Grenzen zurzeit nicht abzuſehen iſt, ſo ſoll
mit den Verhandlungen gewaortet werden. bis der offizieſſe
Friedensſchluß erfolgt iſt. Die Boerufsſhielerfrage führte die
Tagung auf ihren Hhevunkt. Sſiddentſchland. Berlin und
Norddeutſchland verſuchten praktiſche Wege zur Löſung dieſer

den Amateurſvort ſo wichtigen Frage zu finden, aber aſſe
nträge wurden abgelehnt, da ſie nicht die notwendige 2wei-

drittel- Mehrheit fanden. Auch der Eiſengcher Beſchluß, nach dem
re derjenige als Berufsſpieler anzuſehen ſſt, der gegen Ent
gekt foiekt, wurde umgeſtoßen und der alte Parggraph wieder in
ſein Recht
in welcher

eingeſetzt, nach dem jegliche Entſchädigung, gleichviel
Form, eine Verletzung der Amateurbeſtimmung be-

deutet. Wo ſich Anzeichen des Berufsſpielertums bemerkbar
machen, ſoll mit aller Härte eingegriffen und jeder Verſuch
dazu im Keime erſtickt werden.

Um den Poſten des Geſchäftsführers waven 56 Bewerbungen
eingegangen. t jede Berufsſchicht war vertreten. Auch pro
minente Perſönlichkeiten aus der deutſchen Sportwelt waren
unter den Bewerbern. Nach längerer Ausſprache wurde dieſem
Toten des Etats die Zuſtimmung verſagt, ſo daß es bei der bis
herigen ehrenamtlichen Tätigkeit von Blaſchke- Kiel als Geſchäfts

führer bleibt. Dagegen ſollen die Pokalſpiele beſtehen bleiben,
wenn der Kronprinz ſeine Genehmigung gibt, oaß der Ehren-
preis zu dieſem Zwecke weiterhin ausgeſchrieben werden darf.
Der Kronprinzenpokal ſoll als Bundespokal alljährlich ausgeſpielt
werden. Die Verhandlungen mit der Turnerſchaft haben zu
der erhoffen Einigung geführt, ſo daß dem deutſchen Fußball-
bunde das alleinige Recht zuſteht, Meiſterſchaften im Fußball
aus ſchreiben zu können.

Südoſtdeutſchlands Antrag, das Stimmrecht der großen Ver
bände zu beſchneiden, wurde abgelehnt, ebenſo der Antrag auf
Austauſch der ſchwarzen Liſten, dagegen der ſüddeutſche Antrag
angenommen, daß die Spiele um die Bundesmeiſterſchaft ſtets am
zweiten Sonntag im Juni beendet ſein müſſen. Nach Entlaſtung
des Vorſtandes und des Spielausſchuſſes fand die Neuwahl für
die Bundesämter ſtatt. Während der Hauptſpielausſchuß mit dem
Sitze in Hamburg wiedergewählt wurde, mußte ſich der Bundes
vorſtand einige Aenderungen gefallen laſſen. Geheimrat Dr.
Kolbe-Danzig wurde nicht wiedergewählt, ünd für Dr. Albrecht
wurde Linnemann-Berlin als Vizepräſident in den Vorſtand be
rufen. Dr. Albrecht. Prof. Hefner, Bauamtmann Kraus und
Blaſchke warrden Beiſitzer; Hinze-Duisburg blieb 1. Vorſitzender
des D.
Boxhammer, im Wetitkampfausſchuß Neumann und Faber.

Mitteldeutſchland führte noch Verhandlungen mit den Kaſſelr
Vertretern, da Kaſſel Anſchluß an Mitteldeutſchland ſucht, und
dieſen vorausſichtlich auch vollziehen wird.

x

Das Schlußſpiel um die Mitteldeutſche
Meiſterſchaft in Halle

Wie wir ſoeben erfahren, beſteht begründete Hoffnung, daß,
wenn der Proteſt V. f. B. gegen Ring abgelehnt werden ſollte,
das Schlußſpiel um die Mitteldeutſche Meiſterſchaft zwiſchen
Ring- Dresden und Halle 96 in Halle ſtattfinden
würde. Bekanntlich haben ſich beide Mannſchaften 1917 ſchon
einmal im Schlußſpiel gegenüber geſtanden. Das Spiel fand
damals in Dresden ſtatt. Es wäre ein Akt der Billigkeit, wenn
aun der Dresdner Meiſter in Halle antreten müßte. Als
Schiedsrichter iſt Herr v. Paquet-Berlin in Ausſicht genommen.

x

Werbeſchwimmen im hieſigen Stadtbad. Heute, Dienstag
abend. 7 Uhr findet ein vom Halleſchen Schwimm-
verein von 1902 angeſetztes Werbeſchwimmen in der
Schwimmhalle des hieſigen Stadtbades ſtatt. Wir haben bereits
in einer früheren Nummer darauf hingewieſen, möchten aber
nicht unterlaſſen, im. Intereſſe der Schwimmkunſt heute noch-
mals darauf aufmerkſam zu machen. Eintrittsgeld wird nicht
erhoben, jedermann, namentlich die Jugend ſoll ſich von dem
Schwimmſport, der den Körper kräftig und geſund macht, über
zeugen.

t

Wacker I- Halle gegen Crickett-Viktoria- Magdeburg I. 1:3
(0 1). Infolge 1ſtündiger Zugverſpätung konnte dieſes Spiel
erſt nach 6 Uhr abends beginnen und die ca. 900 Zuſchauer, die
den Boruſſiaplatz umſäumken, wurden auf eine havte Gedulds-
probe geſtellt. Aber denen, die ausgeharrt hatten, wurde als
reichliche Entſchädigung ein Kampf vorgeführt, wie man ihn
hier ſeit langem nicht geſehen haben dürfte. Zwei völlig gleich
e Gegner kämpften mit größter Zähigkeit um den Sieg.
Der Glücklichere hat gewonnen. Das Reſulbat konnte ebenſogut
umgekehrt ſtehen. Beide Torwärter bekamen harte Arbeit und
zeigten hohes Können; beide Stürmerreihen waren gausgezeich-
net in Kombination und Schuß. Gegen Ende der erſten Halb-
zeit wird Kühr im Wackertor von drei Gegnern hart bedrängt
und kann den Ball nicht weit genug wegbefördern. Halbrechts
ſendet unhaltbar ein. Nach Seitenwechſel iſt Wacker leicht über
legen, kann aber nicht recht zur Geltung kommen, da ſein Links-
außen, Sachſe, verſagt. Brückner kann unhaltbar ausgleichen.
Man glaubt ſchon an ein Unentſchieden, als Mehling durch zu
große Ruhe den Ball 2 Meter vorm Tor nicht weghbefördern la ßt,
ſondern einen nachſetzenden Magdeburger mühelos einſenden
läßt. Jetzt bekommt der M.-Torwart durch einige Bombenſchüſſe
Wackers Gelegenheit, höchſte Klaſſe zu beweiſen. Hauptſächlich
iſt es Brückner, der immer wieder ſchießt. Mit dem Schlußpfiff
kann Magoeburg infolge Fehltrittz Belgers noch ein drittes Tor
erzielen. Magdeburg enttäuſchte nach der angenehmſten Seite.
Es war kein ſchwacher Punkt in der Elf. Bei Wacker verſagen
Winter und Sachſe. Die beſten Leute waren Brüneberg, F. Ri-
mann, Rackwitz und Brückner. Alles in allein war Wacker dem
Gegner ebenbürtig. Das Spiel ſprach für hohes Können beider
Gegner.

Sportklub Komet. Freitag, den 20. Juni 1919 finde/ im
Vereinslokal „Hotel Kaiſer Wilhelm“ eine außerordentliche
GeneralVerſammlung ſtatt, zu welcher die verehrten Mitglieder
freundlichſt eingeladen werden. Zufolge Wichtigkeit der Tages
ordnung, insbeſondere Neuwahl des geſamten Vorſtandes ufm
iſt das Erſcheinen eines jeden äußerſt erforderlich.

Volkswotr ſchaſt
Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
volfs wirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung“ geſtattet

Das dentſch- ſchweizeriſche Handelsabkommen
Der ſchweizeriſche Bundesrat und die deutſche

Regierung haben das Abkommen über den Aus
fuhrverkehr zwiſchen der Schweiz und Deutſchland
ratifiziert. ßNach demſelben erteilt Deutſchland Ausfuhr-
bewilligungen fürKohlen (Ruhrprodukte) 50 000 Tonnen monatlich gemäß
dem Vertrage, der in Baſel am 9. Mai 1919 zwiſchen der Rhei
niſchen Kohlengeſellſchaft und der Reedereigeſellſchaft in Mül-
heim an der Ruhr und der Schweizeriſchen Kohlengeſellſchaft in
Baſel abgeſchloſſen worden iſt.

Linksrheiniſche Braunkohlenbriketts. 12 000
Tonnen monallich unter der Vorausſetzung, daß die alliierten
und aſſoziierten Regierungen die Beförderung ermöglichen.
Deutſchland wird, ſoweit es die Verhältiiſſe, insbeſondere die
Benutzung des Rheins und der rechtsrheiniſchen Bahnen geſtatten,
alles irgendmögliche tun, um über die angegebenen Mengen hin
aus Ausfuhrbewilligungen für Kohlen zu erteilen. Es wird in
dem ernſten Beſtreben, die Schweiz mit Kohle zu verſorgen, das
mögliche tun, um die Lieferanten zur Lieferung anzuhalten und
den Transport zu fördern.

Eiſen und Stahl. Deutſchland verpflichtet ſich, den
ſchweizeriſchen Wünſchen bezüglich Verſorgung mit Eiſen und
Stahl insbeſondere durch Erteilung der Ausfuhrbewilligung im
Rahmen des Möglichen nachzukommen.

Kaliſalz. 29- oder 80progentiges. 950 Wagen monatlich
Thomasmehl. 125 Wagen monatlich.
Rohzucker als Erſatz für aus der Schweig zu beziehende

kondenſierte Milch und Schokolade. Für die Dauer des Abkom
mens 250 Wagen monatlich.

F. B. Vertreter im Reichsausſchuß ſind Linnemann und

über:a Milqhergzeugniſfſe. 50 Wagen monatlich

Friſche Milch für Lieferung nach Möglichkeit im bie
herigen Umfang.

Vollreis. 25 Wagen monatlich.
Schokolade oder Kakaopulver 15 Wagen monatlich.
Frucht- und andere Konſerven (Fleiſchkonſerven

ausgeſchloſſen) 70 Wagen monatlich.
Rindvieh für die Dauer des Abkommens nach Möglichkeit

bis zu 5000 Stück.
Ziegen für die Dauer des Abkommens 2500 Stück. Rind

vieh und Ziegen ſind vorgeſehen für Lieferung im Herbſt (be
ginnend Ende Auguſt 1919).

Die vorgeſehenen Austauſchmengen verſtehen ſich per Wagen
und je netto 10 000 Kilo. Die beiden vertragſchließenden Teile
ſichern ſich möglichſt raſche und reibungsloſe Erledigung bei der
Erteilung der Ausfuhrbewilligungen zu. Sollte entgegen der
Abmachung eine Stockung in der Ausfuhr eintreten, ſo iſt der
dadurch betroffene vertragſchließende Teil berechtigt, ſeinerſeits
mit ſeinen Lieferungen nach vorhergehender Anzeige entſprechend
zurückzuhalten.

Dieſes Abkommen über den Ausfuhrverkehr läuft vom 1. Juni
bis 30. November 1919, doch hat jeder Teil das Recht, mit ein-
monatlicher Friſt jederzeit zu kündigen.

Induſtrie, Handel, Handwerk
Die künftige Getreidebewirtſchaftung. Durch die Preſſe gehen

widerſprechende Nachrichten über die Geſtaltung der künftigen
Getreidebewirtſchaftung. Zur Aufklärung wird von zuſtändiger
Seite folgendes mitgeteilt: Da der zuſtändige Ausſchuß der
Nationalverſammlung mit der Sache noch nicht befaßt war, kann
noch gar nicht geſagt werden, inwieweit die derzeitige Zwangs-
wirtſchaft abgebaut werden wird. Die bisherigen Erörterungen
ſind bei Hafer und Hülſenfrüchten dahingegangen, beſtimmte
Mengen im Wege der Landlieferung zu erfaſſen, den Reſt aber
vollſtändig freizugeben. Eine auch nur bedingte Aufhebung der
Zwangswirtſchaft der Gerſte iſt zwar eingehend erwogen worden,
ſteht aber nicht mehr in Frasg- da unter den beſtehenden Ver
hältniſſen, namentlich bei der Unſicherheit der ausländiſchen Zu-
fuhren, die ganze für Selbſtverſorgungsbedarf, Nährmittelher-
ſtellung und Jnduſtriezwecke nicht erforderliche Gerſte als Brot
ſtreckungsmittel beanſprucht werden muß. Ausdrücklich muß
darauf hingewieſen werden, daß ſich alle Maßnahmen, die viel
leicht eine Erleichterung der Zwangswirtſchaft mit ſich bringen,
ausſchließlich auf die Erzeugniſſe der kommenden Ernte beziehen.
Alle zurzeit vorhandenen Vorräte aus der Ernte 1918 ſind nach
wie vor der durch die Reichsgetreideordnung für die Ernte 198
eingeführtren Zwangsbewirtſchaftung unterſtellt, bleiben alſs
beſchlagnahmt und müſſen, ſoweit ſie nicht von Selbſtverſorgern
auf Grund geſetzlicher Ermächtigung zurückbehalten werden
dürfen, abgeliefert werden. Die Erfüllung dieſer Ablieferungs-
pflicht iſt gerade jetzt ein beſonders dringendes Gebot, damit
auch für den Reſt des Wirtſchaftsjahres die Belieferung der
Bedarfsbezirke mit Mehl und der geſamten Bevölkerung mit
Nährmitteln keine Stockung erleidet.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Wenn auch angeſichts der bevorſtehen-

den folgenſchweren Entſcheidung in deutſchen Werten ſich ein
regever Verkehr nicht entwickeln konnte, kam an der heutigen Börſe
nach anfänglicher Unſicherheit doch eine entſchiedene Widerſtand-
fähigkeit zum Ausdruck, und zum Teil erlangten Monkanwerte,
wie Gelſenkirchen, Deutſch-Luxemburger und Phönix, bemerkens'
werte Kursbeſſerungen. Ausländiſche Aktien verharrten im all
gemeinen in feſter Tendenz. Pure Heinrich-Bahn ſtiegen auf
290 Prozent. Lebhafte Umſätze erfolg: e
ausländiſcher Anleihen. Serbiſche wurden zu 253. rumäniſche zu
141 umgeſetzt. Kolonialwerte blieben ungefähr behaupict.Deutſche Anleihen beſſerten ſich etwas nach ſchwachem Beginn
Kriegsanleihe ſchwankend zwiſchen 75 und 75 Oeſterreichiſche
und ungariſche Anleihen waren abgeſchwächt. Die VBörſe wurde
zum Schluß allgemein ſchwächer in Befürchtung einer unbefrie-
digenden Antwort der Entente. Kriegsanleihe ging auf 7514 Pro-
sent zurück.

Produktenbericht. Die Situakion am hieſigen Produkten
mardt hat ſich kaum verändert. Das Geſchäf in Lupinen iſt ziem-
lich lebhaft. Namenklich gute Sorten ſind zu Saatzwecken gefragt.
Tendenz und Preis ſind nicht verändert. Serradella iſt für den
freien Handel freigegeben und nicht nur mehr mit beſonderer Er
laubnis als Sämerei zu verkaufen. Etwas Begehr zeigt ſich für
Stoppel- und Runkelrüben. Auch in Kleeſagten ſind einige Sor-
ten, beſonders Jnkarnatklee, geſucht. Für Heu und Stroh iſt die
Lage unverändert. Wetter: ſehr heiß.
Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt:
PVisenbahn-Aktien: t Dont- 21350Halberstadt -Blankenb. 80.75 G0bnargt r. König 7

r er Gelsenkireh. Bergb. 152.-r Str. i. Glanziger Zuckerfbr. 2m m e 121 Hallesche Masch.-Fabr. 31ll,Gr. Berl. Str. 21. an. Naep 23Magdeburger Str.-B. Harwoner Ber g 727Lux. Prinz Heinrich.-B. 292. Barder Tier 13550Orientbahn 232, Riraen u Dr. 200
Seht ſtahrts-AKt. Höchster Farbw. 20975Hambs. Paketfahrt 86. Hoesch Disen u. Stahl 188.-
Hambg.-Südamerika Hoheniohe- Werke 95 50Hantzs-Dampfsechife 189.50 Humboldt-Masch. I115.25

n e. 90, l ranken: ahla- PorzellanBank für Thür. Kaliw. Aschersleben 148.50Berl. Handelsges. I144, Körbisd. Zucker-Akt.
Comm u. Diskontobank 116.25 Kyffhäuserhütte 172
Darmstädter Bank 106. Lahmeyer u. Co. nDess. Landesbank LauchhammerDeutsche Bank I184, Laurahütte aDiskonto-Comm. I144.50 Linke n Hofmann.
Dresdner Bank 1123 Imdwig Loewe u. Co. 35Crédit-Anst. Leipzig 126. Lothringer Hütte mAMitteld. Kreditbank 110.50 Mannesmannröhren 45

Privat-Bank I08, I Obersehl. Eisenb. Bed. 3

r n n 42 oesterr. redi JReichsbank Art 1I143,75 r angtoin F. P pel
Industrie- ten nix-Bergb.getan SigrinerenAnliin 1 162.Aſigem. Riektr.-Ges. I166 n äen lAmmendorfer Papiéerf. ac rennt 10150Anhalter Kohlenw. I152 re 185Annaberger Steingut 164, 8 si ar abe.Badische Anilin r ger v. Co. 16550Bergmann Elekt. Akt. 134. er ort e insBerl. Masch. Bau 1885.5- er MaleBismarckhütto 177.50 Sir a iBochumer GuBstahl 165,50 z r. uChem. Fabrik Buckau 577 er P arten 22-Chem. Griesheim 172.50 r t ahnte 20050Chem. v. Heyden 187. z e- r 1600Consolidation Sechalko 21125 Triptis- re
CGröſiwitzer Papiorfkabr. r RoheDaimler-Motoren 17150 Ver. Kö ter 401-Deutsch-Luxemburg 146, Glanzsto bßnor
Deutsche Vebersee- E. 218,- J e brrDeutsche Erdöl W x rDeutsche Gasglühl. 288. h i iDentsche Kali 156. Wittener 7 ils-DHentsche Watt. u. un 201.50 Wrede-Mä a Brr.
Donnersmarkhütte Zelch.-Krie TDöring u. Lehrmann 92. Zeitzer n tDürkoppwerke 272. Zellstofl Wa l 50Elberfelder Farben 250.,50 Otavi-Minen
Felten u. Guilleanme

Hauptſchriftleiter. Helm un Böttcher (Verreiſt).
lin g; fürv. an Dein i ctneeiling: r den geſamten übrigen

eil: Adolf Reyer.Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle

Verantwortiich für den vpolitiſchon Teil: t.
wirij haft und Srort: Hans

obert Poetzſch.
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a. S.Verlag und Druck der Halleſchen Zeitun Otto Thiele, Halle a S.
Verlagsdirektor:
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